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VERTRAG ÜBER AUFSICHTS- UND KASSENDIENSTLEISTUNGEN
zwischen

Hanse- und Universitätsstadt Rostock
v.d.d. die Oberbürgermeisterin

Neuer Markt 1

18055 Rostock









im Folgenden: Auftraggeber
und









im Folgenden: Auftragnehmer
wird folgender Vertrag geschlossen:

§ 1

Gegenstand des Vertrages

Gegenstand des Vertrages sind Aufsichts- und Kassendienstleistungen für das Kulturhistorische Museum Rostock.

§ 2

Leistungsumfang
1. Der Auftraggeber überträgt dem Auftragnehmer die in der Leistungsbeschreibung beschriebenen Dienstleistungen für das Kulturhistorische Museum Rostock der Auftraggeberin, Adresse: Klosterhof 7, 18055 Rostock. Die Leistungsbeschreibung ist Vertragsinhalt; ihr Inhalt ist verbindlich, sofern nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist.
2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Leistungen persönlich, eigenverantwortlich, fachgerecht und gleichbleibend zu erbringen.

3. Der Auftragnehmer stellt die erforderliche Ausrüstung zur Erbringung der Dienstleistungen auf eigene Kosten. 
Einheitliche Dienstkleidung (dunkelblaue Hose ohne Beintaschen, weiße/s Hemd/ Bluse, dunkelblaue/s Jacket/Blazer, dunkelblaue Krawatte) ist spätestens 4 Wochen nach Dienstantritt jeder Aufsichtsperson zu tragen. 
Vor Bereitstellung der einheitlichen Dienstkleidung ist ebenfalls das Tragen von schwarzen Hosen ohne Beintaschen, weiße Hemden/Blusen und schwarze Jackets/Blazer erlaubt. Bei Nichteinhaltung kann Personal zurückgewiesen werden.
Sprechfunkgeräte mit Ohrstecker sind ab dem ersten Arbeitstag zu tragen.

4. Die für den Wachdienst erforderlichen Schlüssel/Zugangsberechtigungen werden vom Auftraggeber kostenfrei zur Verfügung gestellt.
5. Die Übertragung der Leistung oder von Teilen der Leistung auf Dritte bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch den Auftraggeber. Bereits mit der Genehmigungsanfrage müssen alle Unterlagen des Subunternehmers beigefügt sein, die auch vom Hauptauftragnehmer gefordert worden sind. Bei Nichteinhaltung gilt § 6.
§ 3

Entgelt
1. Die vereinbarten Entgelte für die Leistungen befinden sich im Preisblatt, das Bestandteil dieses Vertrages ist. 
2. Die Rechnungslegung für alle erbrachten Leistungen erfolgt monatlich auf Basis des vereinbarten Stundenverrechnungssatzes und der tatsächlich geleisteten Stunden-anzahl. Der Rechnung ist eine prüfbare und nachvollziehbare Leistungsübersicht für den Abrechnungszeitraum beizufügen, die folgendes enthalten muss: …
Beispiel:
	Datum
	Wochentag
	Mitarbeiter
	Dienst
	Zeit von
	Zeit bis
	Pause
	StundenErgebnis

	05.05.2026
	Dienstag
	M. Muster
	Aufsicht
	09:45
	18:15
	00:30
	8,00

	05.05.2026
	Dienstag
	M. Mann
	Kasse
	09:45
	18:15
	00:30
	8,00

	Dienst gesamt:
	16,00


3. Der Rechnungsbetrag ist binnen zwei Wochen nach ordnungsgemäßer Rechnungslegung gemäß Ziffer 2. unbar zu zahlen auf ein vom Auftragnehmer zu benennendes Konto.
4. Die vorbehaltlose Überweisung des Rechnungsbetrages führt nicht zum Anspruchsverlust des Auftraggebers aus Gründen nicht erbrachter oder mangelhafter Leistung durch den Auftragnehmer. 
§ 4

Preisanpassungsklausel
1. Der Anteil der Lohn- und lohngebundenen Kosten des Auftragnehmers beträgt bei Vertragsschluss       % vom vereinbarten Gesamtpreis.

2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seinen Angestellten mindestens entsprechend Tariflohn des TVöD-VKA, Entgeltgruppe EG 2 in der jeweils im Vertragszeitraum geltenden Fassung zu zahlen. 
3. Erhöht sich nach dem Abschluss des Vertrages der durch den Auftragnehmer zu zahlende Tariflohn, so soll der Auftragnehmer durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftraggeber Verhandlungen über eine Anpassung des Gesamtpreises in Höhe der Tariflohnerhöhung, bezogen auf den o. g. Anteil der Lohn- und lohngebundenen Kosten unter folgenden Bedingungen und Maßgaben verlangen:

· Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber zusammen mit der Erklärung die Erhöhung des Tariflohns unter Übersendung des entsprechenden Tarifabschlusses mitzuteilen und die Kalkulation des neuen Preises schriftlich darzulegen.

· Der Auftragnehmer hat gegenüber dem Auftraggeber durch schriftliche Erklärung den Nachweis zu führen, dass und ab wann der erhöhte Tariflohn von ihm tatsächlich gezahlt wird.

· Die Anpassung wird ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem der Auftragnehmer die Voraussetzungen vollständig nachgewiesen hat, frühestens zum Beginn der tatsächlich erhöhten Zahlungen.

· Die Preisänderung ist durch einen gemeinsamen schriftlichen Änderungsnachtrag zu vereinbaren. Der Änderungsnachtrag ist vom Auftragnehmer unterschrieben zusammen mit der Kalkulation und dem Tarifabschluss vorzulegen und muss – neben den beizufügenden Nachweisen - folgende Inhalte bzw. Struktur vorweisen:

Änderungsnachtrag zum Vertrag vom _____
Tariferhöhung ab: _____
Vertragsnummer: _____
Objektadresse: _____
§ 3 des Vertrages wird auf Grund von Tariflohnerhöhungen wie folgt geändert:

	Leistung
	Preis Netto bis __
	Erhöhung %
	Erhöhungsbetrag
	Preis Netto ab __

	 
	 
	 
	 
	 


4. Sollte der Auftragnehmer während der Geltung des Vertrages verpflichtet werden, einen gesetzlichen Mindestlohn zu zahlen, der über dem tarifvertraglich zu zahlenden Entgelt liegt, so verpflichtet sich der Auftragnehmer, diesen Mindestlohn ab dem Inkrafttreten des Gesetzes an seine Beschäftigten zu zahlen. Ziffer 3. gilt entsprechend.
5. Kommt zwischen den Parteien keine Einigung über die Höhe der Preisänderung zustande, so steht dem Auftraggeber das Leistungsbestimmungsrecht gemäß § 315 BGB zu. Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer. Die Bestimmung soll nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen des Auftragnehmers vorgenommen werden.

§ 6 

Vertragsdauer und Kündigung

1. Dieser Vertrag tritt am 05.05.2026 in Kraft und endet am 30.04.2028. Danach verlängert er sich durch schriftliche Erklärung des Auftraggebers (6 Monate vor Ablauf des Vertragsjahres) um zwei Jahre bis längstens zum 30.04.2030. Er kann von beiden Parteien mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende gekündigt werden; erstmals bis zum 30.06. des auf den Vertragsschluss folgenden Jahres.
2. Jede Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. 
3. Dieser Vertrag kann außerordentlich aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben:
nach vorangegangener schriftlicher Abmahnung

· wenn eine der Parteien gegen die Geheimhaltungspflicht (§ 9) verstößt oder der Auftragnehmer seiner Obliegenheit, die in seinem Betrieb beschäftigten Personen schriftlich zu verpflichten, auch nach Ihrem Ausscheiden, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Auftraggebers nicht zu offenbaren, nicht nachkommt oder

· wenn der Auftragnehmer Personen mit Bewachungsaufgaben betraut, die nicht über die gebotene Fachkunde/ Zuverlässigkeit verfügen (§ 10 Ziffer 1) oder nach entsprechender Aufforderung mit Fristsetzung den Nachweis der Fachkunde nicht belegt (§ 9 Ziffer 2) oder

· wenn der Auftragnehmer dem Wunsch des Auftraggebers nicht nachkommt, bestimmte Personen nicht mit Bewachungsaufgaben im Rahmen dieses Vertrages zu betrauen (§ 9 Ziffer 3) oder
· wenn mehr als zweimal monatlich zu wenig Personal vor Ort ist oder
· wenn Personal mehrfach aufgefordert werden muss, private Handlungen (z.B. Handynutzung) zu unterlassen oder

ohne dass es einer Abmahnung bedarf

· wenn der Auftragnehmer gegen seine Verpflichtung eine ausreichende Haftpflichtversicherung zu führen (§ 7) verstößt, oder wenn der Auftragnehmer dem Auftraggeber nach entsprechender Aufforderung mit Fristsetzung den Nachweis einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nicht erbringt oder

· wenn die Gewerbeerlaubnis des Auftragnehmers eingezogen wird oder

· wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren eröffnet wird oder

· wenn der Auftragnehmer seinen Beschäftigten nicht die tariflich vereinbarten oder gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen erbringt oder
· Übertragung der Leistung oder von Teilen der Leistung auf Dritte ohne vorherige schriftliche Genehmigung.

4. Im Falle der fristlosen Kündigung ist der Auftragnehmer verpflichtet, dem Auftraggeber die durch die fristlose Kündigung entstehenden Schäden zu ersetzen.
§ 7
Haftung

1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für sich und seine Beschäftigten zur Deckung der Schäden, die dem Auftraggeber oder Dritten bei der Durchführung dieses Vertrages entstehen, bei einem in der Europäischen Gemeinschaft niedergelassenen Versicherer eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und für die Dauer des Vertrages aufrechtzuerhalten. Als Schadensfälle sollen insbesondere auch mitversichert sein: Makohaftung bei der Kassendienstleistung, Sachbeschädigung von Besuchern des Museums an Einrichtungsgegenständen und Ausstellungsstücken.
Der Auftragnehmer hat in Anlehnung an § 14 Abs. 2 BewachV und erweitert wegen der weitergehenden (Kassen-)Dienstleistungen folgende Mindestdeckung je Schadensereignis zu versichern:

für Personenschäden:
 


1 Million 
Euro
für Sachschäden:

    


250.000,- 
Euro
für Vermögensschäden:
       


12.500,- 
Euro
für das Abhandenkommen bewachter Sachen: 
15.000,- 
Euro

Sollten sich die Mindestdeckungssummen in § 14 Abs. 2 BewachV künftig erhöhen, ist der Auftragnehmer verpflichtet, den Versicherungsschutz unverzüglich anzupassen.

2. Den Nachweis der vertraglich vereinbarten Mindestdeckung hat der Auftragnehmer mit Zuschlagserteilung und auf Verlangen des Auftraggebers jederzeit gegenüber dem Auftraggeber zu erbringen.
3. Der Auftragnehmer haftet für Schäden, die von ihm, seinen gesetzlichen Vertretern, Beschäftigten oder Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen schuldhaft verursacht werden.
§ 8 

Vertragsstrafen

Der Auftraggeber behält sich Schadenersatzforderungen oder sonstige Sekundäransprüche auch für folgende Schlechtleistungen vor:

1. Dienstausfälle:

· bei Fehlen einer Aufsicht: Schließung eines Aufsichtsbereiches über die Mittagspausenzeit

· bei Fehlen von zwei Aufsichten: ganztägliche Schließung eines Aufsichtsbereiches

· bei Fehlen von mehr als 2 Aufsichten, ganztägliche Schließung des gesamten Museums
· Dem Fehlen einer Aufsicht steht gleich, wenn kein nach Maßgabe des § 10 fachgerechtes und zuverlässiges Personal eingesetzt wird.
In diesen Fällen kommt es auf ein Verschulden des Auftragnehmers nicht an. Es handelt sich insoweit um geschuldete Leistungserfolge und Hauptleistungspflichten. Kommt es infolge fehlenden Personals zu Ausfallzeiten, kann die Auftraggeberin mindestens je fehlendem Mitarbeiter zeitanteilig das Entgelt kürzen und zurückfordern oder mit der folgenden Abrechnungsforderung verrechnen. Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt.
Der Betrag errechnet sich je fehlenden Mitarbeitenden je angefangene Stunde in Höhe des aktuellen Tarifstundenlohnes (8 Stunden x Tarifstundenlohn + MwSt.) und gilt für jeden einzelnen Ausfalltag. Die entstandenen Strafkosten werden der Einsatzleitung des Auftragnehmers schriftlich mitgeteilt und von der Gesamtmonatsrechnung abgezogen.

2. fehlende Erste-Hilfe-Nachweise:
· je Mitarbeitenden und je angefangenen Monat werden 200,00 Euro von der Gesamtmonatsrechnung abgezogen. Die entstandenen Strafkosten werden der Einsatzleitung des Auftragnehmers schriftlich mitgeteilt.
§ 9 

Geheimhaltung

1. Die Parteien verpflichten sich, alle wechselseitigen Erkenntnisse über ihre Geschäftsbetriebe vertraulich zu behandeln. 

2. Auch nach Ablauf des Vertrages werden die Parteien alle als vertraulich und geheim anzusehenden Tatsachen und Erkenntnisse weiter geheim halten.

3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die in seinem Betrieb beschäftigten Personen schriftlich zu verpflichten, auch nach Ihrem Ausscheiden, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Auftraggebers, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt werden oder bekannt geworden sind, nicht zu offenbaren.

4. Auf Verlangen hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber die Verpflichtungserklärungen seiner Beschäftigten, die beim Auftraggeber zum Einsatz kommen, vorzulegen.

§ 10
Fachkunde/ Zuverlässigkeit
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, mit den vertraglich vereinbarten Bewachungsaufgaben nur Personen zu beschäftigen,

· die zuverlässig sind (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 BewachV) und
· die das 18. Lebensjahr vollendet haben oder einen Abschluss nach § 8 BewachV besitzen und

· die für ihre Tätigkeit notwendige Befähigung besitzen (Unterrichtungsnachweis durch Bescheinigung einer Industrie- und Handelskammer) und
· die, wenn notwendig, einen gültigen Aufenthaltstitel besitzen.

2. Die eingesetzten Wachpersonen verfügen über gute Deutschkenntnisse in Wort und Schrift vergleichbar mindestens B1.

3. Spätestens um 9 Uhr des Dienstantrittstages hat der Auftragnehmer den Nachweis der Fachkunde gemäß Abs. 1, Anstriche 2 und 3 gegenüber dem Auftraggeber zu belegen. Bei Nichteinhaltung wird das Personal abgewiesen.
4. Ein vollständiger Bewacherregisterauszug aller eingesetzten Mitarbeitenden ist vor dem ersten Dienstantritt einzureichen. Bei Nichteinhaltung wird das Personal abgewiesen.
5. Spätestens vier Wochen nach Dienstantritt muss für alle Mitarbeitenden eine Bescheinigung über einen Erste-Hilfe-Kurs eingereicht werden, der nicht älter ist als zwei Jahre. Auffrischungskurse müssen alle zwei Jahre angeboten werden. Bei Nichteinhaltung gilt § 8.
6. Nachweise über die Schulung aller Mitarbeitenden für die Rettung aus Fahrstühlen müssen spätestens 12 Wochen nach Dienstantritt eingereicht werden. Sollte es zu Terminverzögerungen kommen, muss dies dem Auftraggeber schriftlich mitgeteilt werden unter Angabe eines Schulungstermins.
7. Mindestens zwei Mitarbeitende haben eine Ausbildung als Verkäufer/in und eine weitere Person besitzt Erfahrungen im Kassenbereich.

8. Auf entsprechenden Wunsch des Auftraggebers wird der Auftragnehmer bestimmte vom Auftraggeber zu bezeichnende Beschäftigte nicht mit Bewachungsaufgaben im Rahmen dieses Vertrages betrauen.
9. Der Auftragnehmer hat die von ihm eingesetzten Wachpersonen ab dem ersten Arbeitstag mit Ausweisen auszustatten, die den Vorgaben des § 18 BewachV entsprechen. Er hat die eingesetzten Wachpersonen schriftlich zu verpflichten, die Ausweise mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. Bei Verweigerung wird das Personal abgewiesen.
Die Wachpersonen haben sichtbar ab dem ersten Arbeitstag ein Namensschild mit Bezeichnung des Auftragnehmers zu tragen.
10. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, zu den Geschäftszeiten des Auftraggebers (8:00 bis 18:00 Uhr) erreichbar zu sein.

11. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dass der Einsatzleiter des Auftragnehmers regelmäßige Objekt-Kontrollgänge (mind. 14-täglich) vorzunimmt.

§ 11
Änderungen des Vertrages

Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. Dieses Schriftformerfordernis kann auch nur schriftlich abbedungen werden.
§ 12
Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt die gesetzlich zulässige Bestimmung, die dem Gewollten am nächsten kommt. Dies gilt auch im Falle einer unbeabsichtigten Regelungslücke.

§ 13
Gerichtsstand

Gerichtsstand ist Rostock. 

§ 14
Sonstiges

1. Die Leistungsbeschreibung ist Vertragsbestandteil.

2. Ergänzend gelten insbesondere
· die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B)
· Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V)

· Mindestarbeitsbedingungsverordnung (MinArbV M-V)

· Vergabeverordnung (VgV)

· das BGB
· die DIN 77200-1
· die Bewachungsverordnung und

· die Gewerbeordnung

3. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers sind ausgeschlossen.
Rostock, den ____________
Auftragnehmer 



Auftraggeber 
______________________________

__________________________________________







Eva-Maria Kröger






Oberbürgermeisterin






der Hanse- und Universitätsstadt Rostock






__________________________________________






Dr. Chris von Wrycz Rekowski
Senator für Finanzen, Digitalisierung und Ordnung und erster Stellvertreter der Oberbürgermeisterin der Hanse- und Universitätsstadt Rostock
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